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1. Planungserfordernis

Die Gemeinde Nienborstel verfolgt das Ziel, durch die Aufstellung einer 1. Äderung des Be-
bauungsplanes Nr. 3 und einer parallel im Zuge der Berichtigung vorzunehmenden Änderung
des Flächennutzungsplanes für den Bereich „Hüttener Pforte“ die dort parzellierten und teil-
weise bebauten Grundstücke als Allgemeines Wohngebiet (WA) anstatt des im Ursprungsbe-
bauungsplanes festgesetzten Mischgebiets auszuweisen. Die Umsetzung des in 2018 geplan-
ten Mischgebiets erscheint der Gemeindevertretung aus heutiger Sicht nicht mehr möglich.

Für die Umsetzung dieser gemeindlichen Planungsabsichten wird die Gemeinde das Pla-
nungsinstrument des § 13b BauGB nutzen, da die Ausweisung der Schaffung von Wohnnut-
zungen dient und unmittelbar angrenzt an den bebauten Ortsteil.

Die von der Gemeindevertretung am 01.09.2022 in der endgültigen Planfassung abschließend
als Satzung beschlossene 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 beinhaltet die planungs-
rechtlich relevanten Inhalte aus dem Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 3 und die Stellungnahmen
aus den durchgeführten Beteiligungsverfahren entsprechend der gemeindlichen Gesamtab-
wägung zum Satzungsbeschluss.

2. Allgemeine Rechtsgrundlagen

Das Baugesetzbuch (BauGB), ergänzt durch das „Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa- und völkerrechtliche Vorgaben (am
01.06.2017 in Kraft getreten) und durch das „Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU
im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt“ (am
13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor auch durch das „Gesetz zur Stärkung der Innenent-
wicklung in den Städten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts“
vom 11.Juni 2013 sowie zuletzt geändert durch das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland
vom 14. Juni 2021, verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit
es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial-
gerechte Bodennutzung gewährleisten.

Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen.

2.1 Planverfahren

Die Planaufstellung erfolgt unter Anwendung des § 13b BauGB-Novelle‘21 „Einbeziehung von
Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren“ aufgrund der unmittelbaren Randlage
des Plangebiets zum Ortsrand im Bereich „Hüttener Pforte“ im „beschleunigten Verfahren“
nach § 13b BauGB.

Das beschleunigte Verfahren für so genannte „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ kann
unter bestimmten Voraussetzungen zeitlich begrenzt auch für Außenbereichsflächen ange-
wandt werden. Die Voraussetzungen zur Durchführung eines beschleunigten Verfahrens nach
§ 13b BauGB-Novelle‘21 wurden vor Einleitung des Planaufstellungsverfahrens und vor
Durchführung der Beteiligungsverfahren durch die Gemeindevertretung mit dem Ergebnis ge-
prüft, dass
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kein Erfordernis zur Durchführung einer UVP-Vorprüfung gemäß § 3c UVPG begründet
wird,

keine Beeinträchtigungen von FFH- und / oder EU-Vogelschutzgebieten anzunehmen
sind,

keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder
Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes zu beachten sind,

eine Grundfläche (GR) von weniger als 10.000 m² festgesetzt wird,

die städtebaulich geordnete Entwicklung gesichert wird aufgrund der Lage des Plangebiets
unmittelbar am Rand der bebauten Ortslage und

die Planung eines Allgemeinen Wohngebiets der Bereitstellung und der Schaffung von
Wohnnutzungen im arrondierten Außenbereich dient.

Die Gemeindevertretung hat daher beschlossen, von der frühzeitigen Unterrichtung der Öf-
fentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und von der frühzeitigen Beteiligung der Behörden sowie
der sonstigen Planungsträger nach § 4 Abs. 1 BauGB („frühzeitige Behörden- und Trägerbe-
teiligung“) gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abzusehen.

Die Erstellung eines Umweltberichtes und die Durchführung einer Umweltprüfung ist aufgrund
der eingehaltenen o. g. Voraussetzungen im Rahmen des „beschleunigten Verfahrens“ nach
§ 13a i.V.m. § 13b BauGB‘21 nicht erforderlich.

3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Der räumliche Plangeltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 wird zum
Zeitpunkt des Entwurfs- und Auslegungsbeschlusses wie folgt begrenzt:
östlich Hüttener Pforte,
südlich und westlicher der offenen Landschaft,
nördlich der Bebauung Hüttener Pforte Nr. 4

4. Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvorgaben

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Nienborstel hat auf Grundlage der geltenden Flächen-
nutzungsplanung und aufgrund der örtlich vorgefundenen Bebauungssituation für den vorge-
nannten Planbereich die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 im „be-
schleunigten Verfahren“ nach § 13a BauGB i.V.m. § 13b BauGB‘21 beschlossen, um mit der
Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebiets die planungsrechtlichen Voraussetzungen für
die Schaffung von Wohnnutzungen schaffen zu können. Mit dieser Bauleitplanung wird die
besondere Art und das Maß der baulichen Nutzung, bezogen auf das Plangebiet, geändert.

4.1 Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB)

Mit Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 kann das „Entwicklungsgebot“
nach § 8 Abs. 2 BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen zu entwi-
ckeln sind, für den Bereich des Plangeltungsbereiches nicht eingehalten werden. Die Flächen
innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in der geltenden Flächennutzungsplanung der Ge-
meinde Nienborstel als gemischte Baufläche (M) dargestellt.
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4.2 Berichtigung des Flächennutzungsplanes

Im hier gewählten beschleunigten Verfahren unter Anwendung des § 13b BauGB-Novelle‘21
„Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren“ kann ein Bebau-
ungsplan, der von Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt wer-
den, bevor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist, sofern die geordnete städte-
bauliche Entwicklung des Gemeindegebietes nicht beeinträchtigt wird. Dies ist hier der Fall.

Die Flächennutzungsplanung entspricht dem städtebaulichen Belang entsprechend der bishe-
rigen Planungssituation mit Darstellung von Flächen für eine gemischte genutzte Nutzung.

Die Nutzungsart ist aber nach Auffassung der Gemeindevertretung absehbar doch nicht mehr
realisierungsfähig. Somit begründet sich die Notwendigkeit, den Flächennutzungsplan in sei-
ner allgemeinen Nutzungsart anzupassen. Die Bauflächen bleiben in der Ausdehnung durch
dieses Änderungsverfahrens unberührt. Dieser Schritt erfolgt im Sinne von § 13a Abs. 2 Nr. 2
BauGB im Rahmen der Berichtigung.

Die Abweichung in Bezug auf die geplante Art der baulichen Nutzung als Wohnbaufläche wird
gemäß § 13a BauGB im Zuge der redaktionellen Anpassung des Flächennutzungsplanes (vgl.
nachstehende Abbildung) im Rahmen dieses Planaufstellungsverfahrens vorgenommen.

Die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes wird durch Berichtigung zusammen mit der 1.
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 ortsüblich bekannt gemacht.
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4.3 Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 4 BauGB)

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine „Anpassungspflicht“ an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unterlie-
gen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus der
am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den Landesentwicklungs-plan
Schleswig-Holstein - Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBl. Schl.-H.
S. 1409) sowie dem Regionalplan für den Planungsraum III „alt“ (Reg.-Plan III).

Die wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde dient hierbei der Bereitstellung von geeigne-
ten Bauflächen für den örtlichen Bedarf.

Die Gemeinde Nienborstel hat sich mit dem Themenfeld der „Innenentwicklungspotentiale“
und der „Standortalternativenprüfungen“ im Rahmen des Planaufstellungsverfahren zum Be-
bauungsplan Nr. 3 sehr intensiv auseinandergesetzt.

Insbesondere im Hinblick auf kleinere Arrondierungsflächen am Rande der bebauten Ortsla-
gen, um die technische Infrastruktur für die Grundstückserschließung nutzen zu können.

Die Handlungs- und Planungsmöglichkeiten sind aufgrund der gemeindlichen Siedlungsstruk-
tur sehr, sehr eingeschränkt.

Die Gemeinde greift im Rahmen dieses Änderungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 3 auf
die Untersuchungen und Darlegungen der Innenentwicklungspotentialen / Standortalternati-
ven aus der Begründung zum Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 3 zurück, da wesentliche Ände-
rungen in der Zwischenzeit nicht erfolgt sind und demzufolge eine geänderte Bewertung der
Innenentwicklungspotentiale nicht erforderlich und notwendig ist.

Danach hat die Gemeinde Nienborstel vor Einleitung des Bauleitplanverfahrens
zum Bebauungsplan Nr. 3 geprüft, welche Entwicklungsmöglichkeiten für eine
wohnbauliche Entwicklung grundsätzlich in der Gemeinde zur Verfügung stehen
könnten. Hierzu wurden im Zuge der Erarbeitung eines Dorfentwicklungskonzep-
tes die Baulücken und Entwicklungspotentiale aus der Bebauungs- und Flächen-
nutzungsplanung geprüft.

Zudem wurden mögliche Standorte für eine bauliche Entwicklung in der Hauptorts-
lage „Dorf“ untersucht, insbesondere für den Bereich zwischen „Mühlenweg“ (DGH
/ KiTa / Feuerwehr) und „Mühlenkamp“ (südöstlicher Ortsrand der Hauptortslage
„Dorf“).

Hierbei wurden mögliche Erschließungsformen (Ringerschließung / Stichstraßen-
erschließung) vom „Mühlenweg“ im Bereich der gemeindlichen Stell- und Park-
platzanlage und von der Stichstraße westlicher Mühlenkamp konzeptionell geprüft.
Die Grunderwerbsgespräche konnten jedoch auch nach längeren Verhandlungen
nicht zu einem erfolgreichen Abschluss gebracht werden. Eine wirtschaftliche Er-
schließung bzw. auch Teilerschließung in dem landesplanerisch zulässigen Ent-
wicklungsrahmen im Kontext zu dem zu erzielenden Grundstücksverkaufspreis so-
wie den anfallenden Erschließungskosten war für die Gemeinde als mögliche Er-
schließungsträgerin nicht darstellbar.

Andere Möglichkeiten zur Arrondierung der Hauptortslage „Dorf“ bestanden und
bestehen entsprechend den örtlichen Gegebenheiten nicht. Die in der Begründung
zum Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 3 dargestellten Graphiken zeigen auch ganz
deutlich, dass das Potential an „Baulücken“ noch eingeschränkt zur Verfügung
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steht und die Potentiale in den zurückliegenden Jahren schon gut genutzt worden
sind. Dies betrifft insbesondere den zentralen Ortsteil Dorf.

Somit ist die Umwidmung der planungsrechtlich bestehenden Mischgebietsfläche in ein Allge-
meines Wohngebiet durchaus eine positive Perspektive für die Gemeinde entsprechend ihrem
gemeindlichen Planungsziel, gezielt dem örtlichen Bedarf geeignete Baugrundstücke zur Ver-
fügung stellen zu können.

Eine Umsetzung des Mischgebiets ist aufgrund der fehlenden Nachfrage nicht mehr möglich,
sodass eine wohnbauliche Arrondierung der Ortslage mit einem noch zu realisierenden Wohn-
gebäude durchaus als angemessen bewertet werden kann.

5. Inhalte der Planänderungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Art der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Die für eine Bebauung vorgesehene Fläche wird im Rahmen dieses Änderungsverfahrens
nach der besonderen Art ihrer Nutzung als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt.

Zur Wahrung und zum Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer
geordneten städtebaulichen Entwicklung des Plangebiets insgesamt sowie zum Erhalt und
Neugestaltung des Ortsbildes werden für das Allgemeine Wohngebiet Einschränkungen der
allgemein bzw. ausnahmsweise zulässigen Nutzung textlich festgesetzt.

Danach sind innerhalb des Plangebiets die der Versorgung des Gebiets dienende Läden,
Schank- und Speisewirtschaften, nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für sportli-
che Zwecke sowie die ansonsten ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr.
1 - 5 BauNVO unzulässig. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwe-
cke bleiben auch in Verbindung mit dem seitens der Gemeinde gewählten Planungsinstrumen-
tes des § 13b BauGB allgemein zulässig, da eine Wohnnutzung ohne begleitende soziale und
kulturelle Nutzungen vom Grundsatz her nicht denkbar ist.

In Verbindung mit einer kombinierten Festsetzung eines „Bauteppichs“ mit einer Mindest-
grundstücksgröße und einer angemessenen und zugleich einer höchstzulässigen Grundflä-
chenzahl wird die städtebaulich und ortsplanerisch angestrebte Kleinteiligkeit der Nutzungsart
entsprechend einer der Örtlichkeit angemessene bauliche Maßstäblichkeit der geplanten Be-
bauung gesichert.

Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen, die entsprechend den zukünftigen
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebietswah-
rung trotz der starken Einschränkungen gegeben, da der Gebietstyp eines Allgemeinen Wohn-
gebiets vorwiegend dem Wohnen dient. Es werden seitens der Gemeinde Nienborstel nur die
Nutzungen ausgeschlossen, die allgemein und auch ausnahmsweise nicht ortsverträglich
sind, wie z. B. Gartenbaubetrieb (aufgrund seines heutigen Flächenbedarfs maßstabsspren-
gend), eine Tankstelle (wäre an dieser Stelle nicht konkurrenzfähig und zugleich maßstabs-
sprengend) oder Läden und Schank und Speisewirtschaften (die an anderer Stelle in der Ge-
meinde und in der Region bestehen und ein weiterer Bedarf unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten nicht anzunehmen ist).




